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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Buni^estages 

Betr. : Ermäßigung der Zündwarensteuer 

Bezug: Kleine Anfrage 76 der Fraktion der DP 
- Drucksache 617 - 

Auf die vorstehend bezeichnete Anfrage gestatte ich mir folgendes 
zu erwidern: 

Zu 1 

Die Bundesregierung wäre an sich geneigt, mit der Alliierten Hohen 
Kommission über eine Aufhebung des Kontrollratgesetzes Nr. 28, 
soweit es die Zündwarensteuer betrifft, ins Benehmen zu treten. 
Die Bundesregierung wäre umso mehr geneigt, als auch nach ihrer 
Meinung eine Herabsetzung der Zündwarensteuer auf ein vernünf- 
tiges Maß — unter der Voraussetzung einer entsprechenden Preis- 
senkung — wünschenswert und geeignet wäre, gewisse Schwierig- 
keiten bei der Durdaführung des mit dem schwedischen Zündholz- 
konzern bestehenden Anleihevertragcs zu beheben. Sie sieht sich 
jedodi aus folgenden Gründen hierzu leider nidit in der Lage: 

Zu 2 

Durdi die technische und wirtschaftliche Entwicklung ist inzwisdien 
das Zündholz — auch wenn man die steuerliche Entwiddung außer 
Betracht läßt — aus seiner führenden Rolle verdrängt worden. 
Die Bundesregierung hat daher sdion vor längerer Zeit geprüft, 
ob es mit Hilfe einer Zündsteinsteuer und einer Feuerzeugsteuer 
möglich wäre, einen gewissen Ausgleich zu schaffen. Eingehende 
Untersuchungen haben aber gezeigt, daß weder eine Zündstein- 
noch eine Feuerzeugsteuer mit wirklichem Erfolg durchgeführt 
werden könnte. 

Steuer- und haushaltsmäßig kämen folgende Gesichtspunkte in Be- 
tracht: 

Auch bei einer bedeutenden Konsumausweitung infolge einer et- 
waigen Senkung der Zündwarensteuer und einer entsprechenden 
Preissenkung würde ein erheblicher endgültiger Steuerausfall für den 
Bundeshaushalt bestehen bleiben. Bei Verdoppelung des Konsums 
z. B. würde bei einer Zündwarensteuersenkung um ein Zünd- 
warensteuerausfall von entstehen. 
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Dies würde gegenwärtig einen Steuerausfall von 45 bis 50 Mio DM 
im Jahr bedeuten. Die derzeitige Haushaltslage läßt einen soldien 
Ausfall nicht zu, da die Durchführung der Steuerreform bereits 
alle Möglichkeiten des Bundeshaushalts ausschöpft. Der Gedanke 
aber, den Umfang der Steuerreform etwa zu Gunsten einer Senkung 
der Zündwarensteuer einzuschränken, wäre politisch und wirtschaft- 
lich nicht tragbar. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß die Bundesregierung zwar den 
Wunsch, der in der Kleinen Anfrage zum Ausdruck kommt, teilt, 
aber sich außerstande sieht, die Verwirklichung dieses Wunsches 
derzeit ins Auge zu fassen. 


Schaffer 



